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Auf die Beschwerde der Beklagten wird der Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom
13. November 2002 aufgehoben. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Durch Bescheid vom 14. August 2000 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, sie sei
seit dem 1. Januar 1995 der fÃ¼r sein Unternehmen zustÃ¤ndige
UnfallversicherungstrÃ¤ger, und veranlagte ihn ab 1. Januar 1996 zu den
Gefahrklassen ihres Gefahrtarifs. Der KlÃ¤ger legte gegen diesen Verwaltungsakt
mit Schreiben vom 15. Oktober 2000 sowie in der Folgezeit gegen eine Vielzahl
weiterer von der Beklagten erlassener ZustÃ¤ndigkeits-, Veranlagungs- und
Beitragsbescheide Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung wurde mit Schreiben vom
18. Januar 2001 darauf hingewiesen, dass die Johanniter-Unfall-Hilfe (JUH) seit
Jahren den GemeindeunfallversicherungsverbÃ¤nden (GUV) angeschlossen sei und
dass diese traditionell gewachsenen Strukturen nicht einseitig verÃ¤ndert werden
kÃ¶nnten.
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Daraufhin teilte die Beklagte dem Braunschweigischen GUV mit Schreiben vom 8.
Februar 2001 mit, sie halte sich fÃ¼r den fÃ¼r den KlÃ¤ger zustÃ¤ndigen
UnfallversicherungstrÃ¤ger, frage aber gleichzeitig an, ob fÃ¼r ihn die dortige
ZustÃ¤ndigkeit gegeben sei. Hiervon setzte die Beklagte den KlÃ¤ger in Kenntnis.
Nach umfangreicher Korrespondenz, u.a. mit der BundesgeschÃ¤ftsstelle des
KlÃ¤gers, erinnerte die Beklagte mit Schreiben vom 29. Mai 2001 den
Braunschweigischen GUV an die Beantwortung des Schreibens vom 8. Februar
2001. Dieser teilte der Beklagten mit Schreiben vom 26. Juni 2001 mit, in
Niedersachsen wie auch in den anderen BundeslÃ¤ndern sei die Mitgliedschaft der
in Hilfeleistungsunternehmen hauptamtlich BeschÃ¤ftigten derzeit in der
Diskussion. WÃ¤hrend ehrenamtlich tÃ¤tige Personen bei ihm beitragsfrei
versichert seien, seien hauptamtlich BeschÃ¤ftigte der Hilfeleistungsunternehmen,
so auch der KlÃ¤ger, nicht bei ihm versichert. Das gelte vorbehaltlich einer
Entscheidung der AufsichtsbehÃ¶rde.

Mit Schreiben vom 24. Juli 2001 Ã¼bersandte die Beklagte diese Stellungnahme
dem KlÃ¤ger und kÃ¼ndigte an, sie werde noch eine Stellungnahme der
BundesgeschÃ¤ftsstelle der JUH einholen. Diese teilte der Beklagten mit Schreiben
vom 30. Juli 2001 mit, dass sie die Rechtsauffassung des Braunschweigischen GUV
nicht teile und wies darauf hin, dass in der Frage der versicherungsrechtlichen
ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Mitarbeiter der drei Hilfsorganisationen JUH, Malteser-
Hilfsdienst und Arbeiter-Samariter-Bund unterschiedliche Auffassungen vertreten
werden. Auch der KlÃ¤ger hatte mit Schreiben vom 26. Juli 2001 die Auffassung
vertreten, die Aussage des Braunschweigischen GUV sei &8222;so nicht
richtig&8220;. SelbstverstÃ¤ndlich sei man in den vergangenen Jahren und
Jahrzehnten stÃ¤ndig beim GUV versichert gewesen.

Mit der am 17. August 2001 bei dem Sozialgericht Braunschweig eingegangenen
Klage vom 10. August 2001 machte der KlÃ¤ger die Nichtigkeit der ihn belastenden
Bescheide wegen fehlender ZustÃ¤ndigkeit und Adressierung an den falschen
RechtstrÃ¤ger geltend und fÃ¼hrte aus, die Klage sei auch gemÃ¤Ã� Â§ 88 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) begrÃ¼ndet, weil die Beklagte Ã¼ber erhobene
WidersprÃ¼che innerhalb der Dreimonatsfrist nicht entschieden habe.

Nach DurchfÃ¼hrung eines ErÃ¶rterungstermins am 23. August 2001 hat das
Sozialgericht Braunschweig sich fÃ¼r Ã¶rtlich unzustÃ¤ndig erklÃ¤rt und den
Rechtsstreit an das Sozialgericht Berlin verwiesen (Beschluss vom 3. September
2001).

Durch Widerspruchsbescheid vom 14. Februar 2002 wies die Beklagte (soweit
ersichtlich) sÃ¤mtliche WidersprÃ¼che des KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Sie fÃ¼hrte u.a. aus,
der Widerspruch vom 15. Oktober 2000 gegen den Aufnahmebescheid vom 14.
August 2000 sei unzulÃ¤ssig, da er nach Ablauf eines Monats eingelegt worden sei.
Die Widerspruchsfrist des Â§ 84 SGG sei Ã¼berschritten. Sie berufe sich
ausdrÃ¼cklich auf dieses FristversÃ¤umnis.

Mit Schreiben vom 14. MÃ¤rz 2002 stellte der KlÃ¤ger klar, dass es sich bei der von
ihm erhobenen Klage um eine UntÃ¤tigkeitsklage gemÃ¤Ã� Â§ 88 Abs. 2 SGG
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handele, da die Beklagte seinen Widerspruch innerhalb der Dreimonatsfrist nicht
beschieden habe. Mit Schreiben vom 9. April 2002 erklÃ¤rte er die &8222;hier
vorliegende UntÃ¤tigkeitsklage&8220; in der Hauptsache fÃ¼r erledigt und
beantragte, der Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. Die Beklagte
lehnte eine KostenÃ¼bernahme ab, da sie keinen Anlass zur Klageerhebung
gegeben habe.

Das Sozialgericht entschied durch Beschluss vom 13. November 2002, dass die
Beklagte dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten
habe: Dessen Klage habe als UntÃ¤tigkeitsklage von Anfang an Aussicht auf Erfolg
gehabt, und die Beklagte habe dadurch Anlass zur Klageerhebung gegeben, dass
sie Ã¼ber den Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den ZustÃ¤ndigkeitsbescheid vom
14. August 2000 ohne zureichenden Grund nicht innerhalb der Frist des Â§ 88 Abs.
2 SGG entschieden habe. GrÃ¼nde, die es ausnahmsweise wegen eines
rechtsmissbrÃ¤uchlichen Verhaltens des KlÃ¤gers rechtfertigen kÃ¶nnten,
gleichwohl von einer Kostentragungspflicht abzusehen, seien nicht erkennbar. Die
angefÃ¼hrten GrÃ¼nde fÃ¼r die spÃ¤te Bescheidung des Widerspruchs kÃ¶nnten
nicht Ã¼berzeugen und erfÃ¼llten die Anforderungen an einen zureichenden Grund
im Sinne des Â§ 88 Abs. 1 Satz 1 SGG nicht. Da der hier streitige Widerspruch
verspÃ¤tet eingelegt worden sei und die Beklagte sich in dem
Widerspruchsbescheid vom 14. Februar 2002 auf Verfristung berufen habe, komme
es nicht darauf an, ob die Schwierigkeiten der materiellen Rechtslage und der
Ermittlungs- und PrÃ¼fungsaufwand eine lÃ¤ngere als die benÃ¶tigte
Verfahrensdauer gerechtfertigt hÃ¤tten. Aus diesem Grund kÃ¶nne sich die
Beklagte auch nicht auf eine erhÃ¶hte allgemeine Arbeitsbelastung berufen, die
durch die Vielzahl der wegen des neuen Gefahrtarifs zu erteilenden Bescheide
angefallen sei. SchlieÃ�lich kÃ¶nne dem KlÃ¤ger auch wegen der Vielzahl der von
ihm anhÃ¤ngig gemachten Widerspruchs- und Klageverfahren und wegen einer
fehlenden Bereitschaft zur Kooperation (Ein-verstÃ¤ndnis mit der DurchfÃ¼hrung
von Musterverfahren) kein rechtsmissbrÃ¤uchliches Verhalten vorgeworfen werden,
da jedem Verfahren ein gesonderter Bescheid der Beklagten zugrunde liege.

Gegen den am 28. November 2002 zugestellten Beschluss hat die Beklagte am 18.
Dezember 2002 Beschwerde eingelegt. Sie ist der Auffassung, das Sozialgericht sei
zu Unrecht davon ausgegangen, dass eine UntÃ¤tigkeitsklage vorgelegen habe. Der
KlÃ¤ger habe eine Nichtigkeitsklage erhoben, die ohne Aussicht auf Erfolg gewesen
sei. WÃ¼rde man eine UntÃ¤tigkeitsklage unterstellen, lÃ¤gen bis zum Zeitpunkt
der Klageerhebung zureichende GrÃ¼nde vor, welche sie von der Erteilung eines
Widerspruchsbescheides abgehalten hÃ¤tten.

Das Sozialgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen und die Sache dem
Landessozialgericht vorgelegt.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt den Beschluss des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Er habe
klargestellt, dass eine UntÃ¤tigkeitsklage erhoben worden sei, und die Beklagte
habe keine GrÃ¼nde vorgetragen, die sie gehindert hÃ¤tten, innerhalb der Frist des
Â§ 88 Abs. 2 SGG einen Widerspruchsbescheid zu erlassen. Mit Schriftsatz vom 25.
September 2003 hat der KlÃ¤ger erklÃ¤rt, er nehme den Kostenantrag zurÃ¼ck.
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Die Beklagte hat daraufhin mitgeteilt, sie kÃ¶nne die Beschwerde nicht
zurÃ¼cknehmen, da in diesem Fall die Kostenentscheidung des Sozialgerichts
rechtskrÃ¤ftig werden wÃ¼rde.

II.

Die nach Â§ 172 SGG statthafte, frist- und formgemÃ¤Ã� eingelegte Beschwerde
der Beklagten ist zulÃ¤ssig. Durch die von dem KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 25.
September 2003 abgegebene ErklÃ¤rung, er nehme den Kostenantrag zurÃ¼ck, ist
das RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die von der Beklagten eingelegte Beschwerde
gegen den Beschluss des Sozialgerichts vom 13. Novem-ber 2002 nicht entfallen.
Anders als ein Urteil durch eine nach dessen VerkÃ¼ndung erklÃ¤rte
KlagerÃ¼cknahme wird ein nach Â§ 193 SGG ergangener Kostenbeschluss durch
die im Beschwerdeverfahren erklÃ¤rte RÃ¼cknahme des Kostenantrages nicht
wirkungslos. WÃ¤hrend die KlagerÃ¼cknahme die Rechtsnatur einer
Prozesshandlung hat und ipso iure zur Erledigung des Rechtsstreits in der
Hauptsache fÃ¼hrt (Â§ 102 Satz 2 SGG), ist der Antrag auf Kostenentscheidung nur
eine von mehreren formellen Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass eines Beschlusses
nach Â§ 193 SGG. Ein solcher wÃ¤re nicht nichtig oder wirkungslos, wenn ihn das
Sozialgericht trotz Fehlens eines Antrages erlassen wÃ¼rde und bedÃ¼rfte der
Aufhebung im Beschwerdeverfahren durch Beschluss. Dasselbe gilt fÃ¼r den Fall
der RÃ¼cknahme des gestellten Kostenantrages im Beschwerdeverfahren. Sie
fÃ¼hrt nicht zum Wegfall oder zur Wirkungslosigkeit des Kostenbeschlusses kraft
Gesetzes, sondern lÃ¤sst eine Entscheidung des Beschwerdegerichts in der Sache
zu. Diese schlieÃ�t im Ã�brigen auch einen sonst mÃ¶glichen neuen Kostenantrag
des KlÃ¤gers aus.

Die Beschwerde ist auch begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Unrecht
entschieden, dass die Beklagte dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Rechtsstreits zu erstatten habe.

Die Kostentragungspflicht richtet sich, wovon das Sozialgericht zu Recht
ausgegangen ist, nach Â§ 193 SGG in der bis 31. Dezember 2001 gÃ¼ltig
gewesenen Fassung. Â§ 197 a Abs. 1 SGG findet keine Anwendung, weil das dem
angefochtenen Beschluss zugrunde liegende Klageverfahren vor dem 1. Januar
2002 rechtshÃ¤ngig geworden ist (Art. 17 Abs. 1 des 6. SGGÃ�ndG vom 17. August
2001 â�� BGBl. I, S. 2144, 2158).

Bei der nach Â§ 193 Abs. 1 2. Hs. SGG zu treffenden Kostenentscheidung hat das
Gericht nach sachgemÃ¤Ã�em Ermessen zu entscheiden und dabei insbesondere
auch die Erfolgsaussichten der Klage zu berÃ¼cksichtigen. Zu prÃ¼fen sind
darÃ¼ber hinaus die GrÃ¼nde fÃ¼r die Klageerhebung, also die Frage, ob die
Beklagte Veranlassung zur Klageerhebung gegeben hat.

Das Sozialgericht ist in seiner Entscheidung zu Recht davon ausgegangen, dass eine
UntÃ¤tigkeitsklage vorlag. Dies lÃ¤sst sich zwar der 20-seitigen Klageschrift vom
10. August 2001 nicht eindeutig entnehmen, weil die von dem KlÃ¤ger eingangs
formulierten AntrÃ¤ge den Schluss zulassen, dass eine Klage auf Feststellung der
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Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes im Sinne des Â§ 55 Abs. 1 Nr. 4 SGG erhoben
werden sollte. Mit Schriftsatz vom 14. MÃ¤rz 2002 hat der KlÃ¤ger jedoch
klargestellt, dass es sich um eine UntÃ¤tigkeitsklage handele, da die Beklagte
Ã¼ber den Widerspruch nicht innerhalb der Dreimonatsfrist des Â§ 88 Abs. 2 SGG
entschieden habe. Insoweit liegt keine KlageÃ¤nderung vor, die gemÃ¤Ã� Â§ 99
SGG der Einwilligung der Beklagten oder der gerichtlichen Zulassung als
sachdienlich bedurft hÃ¤tte, sondern eine erforderliche Klarstellung des Begehrens
des KlÃ¤gers als Ausfluss der Dispositionsmaxime, wonach die Beteiligten, auch
wenn der Rechtsstreit begonnen hat, weiterhin die VerfÃ¼gungsbefugnis Ã¼ber
den Streitgegenstand haben.

Bei Erledigung einer nach Ablauf der in Â§ 88 SGG geregelten Fristen erhobenen
UntÃ¤tigkeitsklage fallen die Kosten in der Regel der Beklagten nur dann zur Last,
wenn der KlÃ¤ger nach den ihm bekannten UmstÃ¤nden mit einer
Bescheiderteilung vor Klageerhebung rechnen durfte.

Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts durfte der KlÃ¤ger vor Klageerhebung
noch nicht mit dem Erlass eines Widerspruchsbescheides bezÃ¼glich des gegen
den Bescheid vom 14. August 2000 eingelegten Widerspruchs und mit
Entscheidungen Ã¼ber die weiteren im Laufe des Verfahrens von ihm gegen
diverse Bescheide der Beklagten erhobenen Rechtsbehelfe rechnen. Die Beklagte
hatte einen zureichenden Grund, Ã¼ber den Widerspruch gegen den Bescheid vom
14. August 2000 noch nicht zu entscheiden, und dieser Grund war fÃ¼r den KlÃ¤ger
erkennbar.

Die Berechtigung der Beklagten, den KlÃ¤ger oder â�� wie hier â��
RegionalverbÃ¤nde des KlÃ¤gers durch einen Bescheid Ã¼ber die Feststellung der
ZustÃ¤ndigkeit in ihr Unternehmensverzeichnis aufzunehmen und zum Gefahrtarif
zu veranlagen, hÃ¤ngt, worÃ¼ber zwischen den Beteiligten Einigkeit besteht, davon
ab, ob die ZustÃ¤ndigkeit eines anderen UnfallversicherungstrÃ¤gers, hier eines
GUV, besteht. BestÃ¼nde eine Mitgliedschaft des KlÃ¤gers bei einem anderen
UnfallversicherungstrÃ¤ger, wÃ¤re die Beklagte rechtlich gehindert, den KlÃ¤ger
durch einen Aufnahmebescheid gemÃ¤Ã� Â§ 136 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch
â�� Siebentes Buch â�� (SGB VII) in ihre ZustÃ¤ndigkeit zu Ã¼bernehmen. Die
Aufnahme eines bereits bei einem anderen UnfallversicherungstrÃ¤ger formell als
Mitglied angenommenen Unternehmers ist unzulÃ¤ssig und ein trotzdem erteilter
Aufnahmebescheid wegen der auszuschlieÃ�enden Doppelmitgliedschaft nichtig
(BSGE 68, 217, 218 = SozR 3-2200 Â§ 776 Nr. 1; SozR 2200 Â§ 664 Nr. 2 m.w.N.).
Da der KlÃ¤ger seinen Widerspruch gegen den Bescheid vom 14. August 2000 mit
dem Hinweis darauf begrÃ¼ndet hatte, dass die JUH seit Jahren den GUV
angeschlossen sei, waren entsprechende Ermittlungen der Beklagte unabdingbar.
Demzufolge hatte die Beklagte mit Schreiben vom 8. Februar 2001 eine Anfrage an
den Braunschweigischen GUV gerichtet, die trotz Erinnerung erst mit Schreiben des
GUV vom 26. Juni 2001 beantwortet wurde. Dieses Antwortschreiben reichte jedoch
zur KlÃ¤rung der Sach- und Rechtslage nicht aus und erforderte weitere
Ermittlungen, zumal sowohl der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 26. Juli 2001 als auch
die BundesgeschÃ¤ftsstelle der JUH Stellungnahmen abgegeben hatten, die den
Angaben des Braunschweigischen GUV widersprachen. Ã�ber diese
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ErmittlungsbemÃ¼hungen der Beklagten war der anwaltlich vertretene KlÃ¤ger
durch die mit den ProzessbevollmÃ¤chtigten gefÃ¼hrte Korrespondenz informiert.
Letzteren musste klar sein, dass wegen der unklaren Sach- und Rechtslage und dem
erforderlichen KlÃ¤rungsbedarf eine Entscheidung Ã¼ber den Widerspruch gegen
den Veranlagungsbescheid vom 14. August 2000 noch nicht ergehen konnte. Bei
dem damaligen Verfahrensstand ist es nicht nachvollziehbar, dass von dem KlÃ¤ger
gerichtlicher Rechtsschutz in Anspruch genommen wurde.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass im Zeitpunkt der Klageerhebung im
August 2001 die Sache nicht entscheidungsreif war und dass die Beklagte die
gebotenen Ermittlungen durchgefÃ¼hrt sowie die ProzessbevollmÃ¤chtigten des
KlÃ¤gers hiervon laufend unterrichtet hatte. Von diesen hÃ¤tte erwartet werden
kÃ¶nnen, dass sie der Beklagten eine angemessene Frist zur Bescheiderteilung
gesetzt und fÃ¼r den Fall der FristÃ¼berschreitung Klageerhebung angedroht
hÃ¤tten. Die Klageerhebung ohne jegliche Vorwarnung muss â�� jedenfalls in der
damaligen Situation â�� fÃ¼r einen objektiven Betrachter als Ã¼berraschend
angesehen werden.

Nicht zu Ã¼berzeugen vermag die Argumentation des Sozialgerichts, unabhÃ¤ngig
von dem erhÃ¶hten Ermittlungs- und PrÃ¼faufwand sei die Ã�berschreitung der
Dreimonatsfrist deshalb nicht gerechtfertigt gewesen, weil der Widerspruch
verspÃ¤tet eingelegt und durch den Widerspruchsbescheid vom 14. Februar 2002
auch wegen Verfristung zurÃ¼ckgewiesen worden sei. Dem steht zum einen
entgegen, dass ungeklÃ¤rt ist, ob der Widerspruch tatsÃ¤chlich verspÃ¤tet erhoben
wurde, denn es ist weder erkennbar, wann der Bescheid vom 14. August 2000 dem
KlÃ¤ger zugegangen ist noch wann dessen Widerspruch vom 15. Oktober 2000 bei
der Beklagten einging. Es ist auch nicht auszuschlieÃ�en, dass
WiedereinsetzungsgrÃ¼nde vorliegen. Entscheidend ist jedoch, dass es der
Beklagten freistand, den verspÃ¤tet eingelegten Widerspruch nach materiell-
rechtlicher PrÃ¼fung sachlich zu bescheiden. Anders als im gerichtlichen Verfahren,
in dem eine verspÃ¤tet erhobene Klage als unzulÃ¤ssig abgewiesen werden muss,
kann die BehÃ¶rde einem unzulÃ¤ssigen Widerspruch, wenn sie ihn fÃ¼r
begrÃ¼ndet erachtet, abhelfen (Â§ 85 Abs. 1 SGG) oder durch
Widerspruchsbescheid sachlich entscheiden mit der Folge, dass die Fristverletzung
geheilt wird (vgl. Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz, 7. Auflage, Â§ 84 Rz. 7).

Auch der Umstand, dass der Widerspruchsbescheid erst am 14. Februar 2002
ergangen ist, also ca. sechs Monate nach Klageerhebung, fÃ¼hrt zu keiner anderen
rechtlichen Bewertung. FÃ¼r die nach Â§ 193 Abs. 1 2. Hs. SGG zu treffende
Kostenentscheidung ist maÃ�gebend, ob die Beklagte Veranlassung zur
Klageerhebung gegeben hat. HÃ¤tte, wie im vorliegenden Fall, die Klageerhebung
durch sachgerechtes Handeln des KlÃ¤gers vermieden werden kÃ¶nnen, spielt das
Verhalten der Beklagten nach Klageerhebung fÃ¼r die Kostentragungspflicht keine
entscheidende Rolle (LSG Berlin, Beschluss vom 21. August 1995 â�� L 2 An-S
93/95).

Die Entscheidung des Sozialgerichts, dass die Beklagte die auÃ�ergerichtlichen
Kosten des KlÃ¤gers zu erstatten habe, war daher aufzuheben.
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 16.01.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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